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Stellungnahme der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) zum Entwurf eines Bundesgesetzes über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG), eines Bundesgesetzes über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellengesetz – SchlStG) und eines Bundesgesetzes, mit dem das Behinderteneinstellungsgesetz geändert wird.

GZ: 44.001/56-1/03

Die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs, erlaubt sich, zu oben angeführtem Entwurf folgende Stellungnahme abzugeben:

Wie bereits im Einladungsschreiben des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz erwähnt, handelt es sich bei der Behindertenpolitik um eine Querschnittsmaterie und alle Bundesministerien, aber auch die Länder müssen mitwirken, um ein umfassendes Behindertengleichstellungsgesetz zu erarbeiten.

Der vorliegende Vorentwurf des BMSG enthält naturgemäß neben einigen Grundsätzen ausschließlich Bestimmungen, die in dessen Ressort fallen. Materiellrechtliche Bestimmungen anderer Ministerien bzw. der Länder können erst von diesen beigebracht werden und dies ist Voraussetzung dafür, dass die berechtigten Anliegen behinderter Menschen nach Beendigung der Diskriminierungen sowie Gleichberechtigung und Chancengleichheit umfassend umgesetzt werden.

Die ÖAR anerkennt somit, dass es sich bei dem vorliegenden Entwurf nur um einen Teilentwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes handeln kann und nimmt daher nur zu den Teilen Stellung, die vom BMSG vorgelegt wurden, mit dem Hinweis, dass wesentliche materiellrechtliche Teile, wie inklusiver Unterricht, barrierefreies Bauen oder öffentlicher Verkehr noch nicht geregelt sind.

Die ÖAR ersucht daher, dass die Arbeiten der „Arbeitsgruppe der Bundesregierung zur Erstellung eines Behinderten-Gleichstellungsgesetzes“ nach Einlangen der Vorbegutachtungsstellungnahmen umgehend aufgenommen werden und ein umfassendes Gleichstellungsgesetz, das alle notwendigen Ressorts einbezieht, aber auch in den Bereich der Länder fallende, für behinderte Menschen unabdingbare Angelegenheiten klar regelt, gemeinsam erarbeitet wird.

Zu Artikel 1 – Behindertengleichstellungsgesetz

Im Zusammenhang mit dem Österreich-Konvent ist zu prüfen, ob das Gesetz hinsichtlich der Überlegungen des Österreich-Konventes zu einer Neufassung der Verfassung kompatibel ist. Dieser Entwurf entspricht ausschließlich der derzeit geltenden Verfassung.

Behindertengleichstellung als Querschnittsmaterie, bedarf einer verfassungsrechtlichen Bestimmung. Zur Gewährung einer Österreich weit einheitlichen Behindertengleichstellung ist es unabdingbar, den Bund als Garant dafür in die Pflicht zu nehmen. Daher wird sich die ÖAR im Österreich-Konvent intensiv dafür einsetzen, dass der Bund die Kompetenz in Gesetzgebung und Vollziehung in Angelegenheiten der Behindertengleichstellung erhält, wie dies auch bereits beim Parlamentshearing des Österreich-Konvents am 15.12.2003 von den BehindertenvertreterInnen gefordert wurde.

Ad Artikel I Abs. 1 (Verfassungsbestimmung):

Aufgrund der Versteinerungstheorie bezieht sich Art. I des Gesetzesentwurfes nur auf die Inhalte des Art. II, die zum Zeitpunkt der Entstehung bereits geregelt sind bzw. im Ansatz vorhanden sind. Das heißt: Art. I ist exakt auf Art II zugeschnitten. Jede Änderung des BGStG würde eine Änderung der Verfassungsbestimmung bedingen, was eine enorme Unsicherheit für die Weiterentwicklung der Behindertengleichstellung mit sich bringen würde.

Der ÖAR ist bewusst, dass das Bundesministerium für soziale Sicherheit Generationen und Konsumentenschutz nur im eingeschränkten Maße umfassende materiellrechtliche und für alle Bereiche geltende Bestimmungen für behinderte Menschen festlegen kann. So enthält der Entwurf auch kaum inhaltlich präzisierte materiellrechtliche Gleichstellungsbestimmungen mit normativer Wirkung. Dennoch ist es für ein gutes Behindertengleichstellungsgesetz unabdingbar, alle Bereiche im Grundsätzlichen so zu regeln, dass Diskriminierung behinderter Menschen nicht mehr möglich sein wird, ohne ungesetzlich zu handeln.

Ad Artikel II

Ad § 1:

Diese Zielbestimmung bedarf näherer Ausformung durch nachfolgende materiellrechtliche Bestimmungen, die sie mit Leben füllt, sonst hätte die Wiederholung der Zielbestimmung des Art. 7 B-VG kaum Sinn.

Es soll nicht nur die gleichberechtigte, sondern auch die chancengleiche Teilhabe von behinderten Menschen in allen Bereichen des Lebens in der Gesellschaft gewährleistet werden.

Weiters muss bezüglich behinderter Frauen besonders auf die Überwindung bestehender geschlechtsspezifischer Nachteile hingewirkt werden. Es sind spezielle Maßnahmen zur Förderung behinderter Frauen und zur Verhinderung von Gewalt gegen behinderte Frauen zu treffen.

Ad § 2:

Die Beschreibung des Geltungsbereiches bezieht sich lediglich auf Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen. Es müssen auch Maßnahmen zur Gleichstellung im Gesellschaftsleben und zur Verwirklichung des selbstbestimmten Lebens mitumfasst sein (siehe Zielbestimmung). Daher müssen klar normierte Anordnungen zur Herstellung der Gleichstellung und Sicherung des selbstbestimmten Lebens festgelegt werden. 
Beispiele: „Bundesgebäude müssen innerhalb der nächsten fünf Jahre ab Inkrafttreten barrierefrei gestaltet werden. Ein Verstoß gegen diese Bestimmung stellt eine Diskriminierung im Sinne des BGStG dar.“ Oder „Der Grundsatz der Barrierefreiheit ist in allen in Betracht kommenden Verfahren zu wahren.“

Wenngleich der Diskriminierungsschutz des § 7 BEinstG ausdrücklich vom Geltungsbereich des BGStG ausgenommen ist, lässt sich daraus e contrario ableiten, dass andere Diskriminierungsschutznormen, wie z. B. in Art. IX Abs. 1 Z 3 EGVG oder in § 87 GeWO, vom Geltungsbereich dieses Gesetzes mitumfasst sein sollen.

Sollte in § 3 der enge Behindertenbegriff beibehalten werden, so würde ein großer Teil der Menschen, welche ebenfalls einen Diskriminierungsschutz dringend benötigen, vom BGStG nicht geschützt sein.

Ad § 3 Variante 1:

Der Behindertenbegriff stellt lediglich auf körperliche, geistige und psychische Beeinträchtigungen ab. Sinnesbehinderungen werden nicht explizit erwähnt, sondern offensichtlich unter Körperbehinderungen subsummiert. Da die Bedürfnisse von seh- und hörgeschädigten Menschen der Art ihrer Behinderung nach sehr spezifisch sind, ist es erforderlich, Sinnesbehinderungen als eine völlig eigenständige Kategorie in die Definition aufzunehmen.

Die Bindung der Behinderung an eine Sechsmonatsfrist ist insofern problematisch, als sie in Bezug auf Diskriminierungsschutz nicht unbedingt gesetzt werden müsste. Es geht ja darum, Diskriminierung zu vermeiden. Liegt ein diskriminierender Tatbestand tatsächlich vor, wird nicht nur derjenige, der eine Behinderung hat, die unter 6 Monate dauert, behindert und diskriminiert, sondern mit Sicherheit auch derjenige, dessen Behinderung länger als 6 Monate andauert.

Weiters ist es durchwegs vorstellbar, dass auch Personen durch eine Behinderung, die nur kurzfristig besteht, geschädigt werden und nicht durch das Gesetz und somit auch nicht durch andere Normen geschützt wären. Man denke dabei an eine Person mit einem Hautausschlag, die aus einem Lokal verwiesen wird, oder die dadurch ihren Arbeitsplatz verlieren würde.

Die Definition in Abs. 2 sollte heißen „die Verwandten in der Seitenlinie bis zum 2. Grad“ und dies müsste auch für die Seitenlinie von Lebensgefährten gelten.

Die vom BMSG vorgeschlagene Definition umfasst allerdings nicht Personen, die einmal behindert waren, es mit Wahrscheinlichkeit künftig sein werden bzw. auch nicht jene Personen, denen eine Behinderung zugeordnet wird oder die eine Diskriminierung aufzeigen oder bekämpfen. Europaweit wird auch die Viktimisierung unter den Diskriminierungsschutz gestellt. Daher ist der Variante des „Forum Gleichstellung“ der Vorzug zu geben, da damit der Personenkreis in der Form umfasst wird, wie sie von der EU tendenziell vorgegeben wird, aber auch der Lebenssituation am besten entspricht.

Ad § 4:

Die Definition der Barrierefreiheit ist insofern abzulehnen, als sie unzureichend ist. Auch hier ist der Definition des „Forum Gleichstellung“ der Vorrang zu geben. (Barrierefreiheit bedeutet die gleichberechtigte Möglichkeit der Teilnahme, Zugänglichkeit und Nutzung des gestalteten Lebensraums in der jeweils für den einzelnen behinderten Menschen notwendigen Weise und unabhängig von der Art seiner Behinderung. Zu dem gestalteten Lebensraum gehören insbesondere bauliche Anlagen, Verkehrsinfrastruktur, Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr einschließlich Luft- und Schiffsverkehr, öffentlich zugängliche Terminals und Automaten, technische Geräte des täglichen Gebrauchs, Informations-/Kommunikationssysteme und -dienstleistungen sowie Aus- und Weiterbildungseinrichtungen und -systeme).

Bei der Definition des BMSG muss der Terminus „gefahrlos“ eingefügt werden. Auch wenn Anlagen etc. an sich zugänglich sind, müssen sie auch für blinde und sehbehinderte Menschen gefahrlos benutzt werden können. So kommt es z.B. vor, dass Verkehrsschilder so niedrig angebracht sind, dass ein blinder oder sehbehinderter Mensch an einem derartigen Schild anstößt.

Die Aufzählung der Objekte, die barrierefrei zu sein haben, ist offenbar taxativ, was die Gefahr mit sich bringt, dass wesentliche Objekte nicht erfasst sind. Bei der Definition des „Forum Gleichstellung“ ist die Aufzählung durch die Beifügung „insbesondere“ offensichtlich demonstrativ und damit können auch künftig relevante gesellschaftliche oder technische Entwicklungen ohne Gesetzesänderung berücksichtigt werden.

Unbestimmte Gesetzesbegriffe, wie „andere gestaltete Lebensbereiche“ sollten in einem neu geschaffenen Gesetzestext nicht mehr vorkommen. Die Formulierung „in der allgemein üblichen Weise“ erscheint kein taugliches Kriterium, da es vielfach Ersatzangebote gibt, die als vergleichbare barrierefreie Nutzung gelten (z. B gedruckte Bücher, die elektronisch oder auf Tonträger angeboten werden oder Hublifte).

In diesem Sinne müssen materiellrechtlich klare Regelungen für die Herstellung der Barrierefreiheit – z. B. durch eine statische Verbindlicherklärung der ÖNORM B 1600 idF. des Jahres 2003 bzw. verwandter ÖNORMEN (V 2100-2104 etc.) – normiert werden. Diese Standards müssen für das gesamte Bundesgebiet in gleicher Weise gelten.

In den Erläuterungen muss eine ausdrückliche Klarstellung erfolgen, dass auch „Leicht-Lesbar-Versionen“ vom Begriff „Barrierefreiheit“ mitumfasst sind.

Nicht zuletzt muss festgestellt werden, dass sich eine Verpflichtung zu barrierefreiem Bauen aus dem vorliegenden Entwurf jedenfalls nicht ergibt.

Ad § 5:

Auch hier sollte die „chancengleiche Teilhabe“ eingefügt werden.

Diese allgemeine Aussage entspricht nicht dem Geist und dem Ziel des Gesetzes, da es sehr wohl positive Maßnahmen für eine gleichberechtigte Teilhabe am Gesellschaftsleben gibt, die gleichwohl diskriminierend wirken.

Daher ist der Formulierung des „Forum Gleichstellung“ der Vorzug zu geben:

„Eine Bevorzugung zum Zwecke des Nachteilsausgleiches auf Grund einer Behinderung ist zulässig.“

Ad § 6:

§ 6 Abs. 1

Es müssen die jeweils in Österreich verwendeten Gebärdensprachen als eigenständige Sprachen anerkannt werden, damit auch die gesetzlich anerkannten Gruppen sprachlicher Minderheiten in Österreich das Recht und alle damit verbundenen Ansprüche auf ihre Gebärdensprache haben.

Nach Rücksprachen mit dem Österreichischen Gehörlosenbund ist festzuhalten, dass sich aus der Formulierung des Entwurfes jedoch noch keine Sprachenrechte ergeben.

Die Anerkennung der Österreichischen Gebärdensprache (ÖGS) als eine eigenständige Sprache ist noch mit konkreten Rechten und Bedeutungen zu füllen. Zum Beispiel ist festzuschreiben, dass gehörlose Kinder das Recht haben, in ÖGS unterrichtet zu werden.

§ 6 Abs. 2:

Die Verwendung von ÖGS ist in Österreich nicht verboten. Daher ist die hier gemachte Zusicherung des Rechtes auf Verwendung, ohne Angabe von näheren Umständen und Bedingungen, nicht zielführend.

Im Gesetz sollte deutlich ausgeführt werden, was sich aus dem Recht, ÖGS zu verwenden, für welche Lebensbereiche ableitet.

Dies müsste sein:

Kostenübernahme für DolmetscherInnen

Recht gehörloser Menschen, bis zur Erlangung eines Schul- oder Ausbildungsabschlusses uneingeschränkten Zugriff auf Dolmetschdienste zu haben.

Verpflichtung des Staates, bei allen Behördenwegen seinerseits für eine funktionierende Kommunikation zu sorgen.

Geprüfte ÖGS-Kompetenz von Personal, das lehrend mit gehörlosen Kindern arbeitet: Frühförderung, Kindergärten, Schulen, Horte udgl. mehr.

Alle genormten Prüfungsformen, die derzeit schriftlich sind (z.B. Führerschein), sollten auch in ÖGS ablegbar sein.

§ 6 Abs. 4:

Es ist festzuhalten, dass es sich um GebärdensprachdolmetscherInnen handelt und nicht um Gebärdendolmetscher.

Der Einsatz von GebärdensprachdolmetscherInnen im Gerichts- und Verwaltungsverfahren sowie die diesbezügliche Kostenübernahme durch die Gebietskörperschaften ist bereits jetzt weitestgehend gesetzlich geregelt – siehe z. B. §§ 39a iVm § 76 AVG und bedarf keiner neuerlichen Regelung durch eine Verordnung. Lediglich der Einsatz und die Kostenfrage im Privatbereich sowie die Ausbildung könnte allenfalls durch Verordnung geregelt werden.

DolmetscherInnen werden auch nicht nur in Verfahren benötigt, sondern bei jedem Behördenkontakt.

Ad § 7:

Es müssen alle öffentlichen Förderungen, auch die der Länder, von der Beachtung des BGStG abhängig gemacht werden.

Ad § 8:

Die Untersagung von unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung erscheint in der vorliegenden Weise durchaus gut gelöst.

Ad § 9:

Auch hier kommt wieder der eingeschränkte Behinderungsbegriff zum Tragen, wodurch ein entsprechender Diskriminierungsschutz auch für Personen, die von einer konkreten Behinderung in der Vergangenheit betroffen waren bzw. mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine solche Behinderung zugeordnet wird. Die Bestimmung ist unbedingt zu ergänzen.

Die Rechtfertigungsklausel des § 9 Abs. 2 ist nach Meinung der ÖAR zu weit gefasst und birgt die Gefahr in sich, dass die meisten bestehenden Diskriminierungen durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt sind.

Vorschlag der ÖAR:

„..., sind durch ein rechtmäßiges Ziel, das in einem übergeordneten Verhältnis zum Schutzzweck dieses Gesetzes steht, sachlich gerechtfertigt...“
Die demonstrative Regelung möglicher mittelbarer Diskriminierungstatbestände erscheint durchaus zweckmäßig zu sein, wobei die genaue Textierung der Beispielsfälle noch einer eingehenden Prüfung zu unterziehen wäre, da man bei ausdrücklich geregelten Fällen wohl schwerlich eine planwidrige und somit analogiefähige Regelungslücke unterstellen kann, sollte dabei ein wesentlicher Teilaspekt übersehen werden.

§ 9 Abs. 3 Z 1:

Der Text lautet: „öffentliche Gebäude z.B. auf Grund von Stufen, fehlenden optischen, akustischen oder anderen Orientierungshilfen...“
Es fehlen die taktilen Orientierungshilfen, welche blinden Menschen eine selbständige Orientierung ermöglichen.

Statt dem Begriff „optisch“ sollte der Begriff „visuell“ verwendet werden, da er präziser ist.

§ 9 Abs. 3 Z 6:

Die WAI-Richtlinien spezifizieren die technischen Voraussetzungen für einen barrierefreien Zugang zum Internet besonders für blinde und sehbehinderte Menschen. Ihre Einhaltung ist wesentlich.

§ 9 Abs. 3 Z 7:

Zu ergänzen wären die strukturellen Erleichterungen für gehörlose Menschen:

· Einrichtung einer Österreich weit anwählbaren Telefonvermittlungszentrale (Relais) nach amerikanischem Vorbild – siehe Telekommunikationsgesetz „Universaldienst“.

· Einrichtung von unabhängigen und professionellen Dolmetschzentralen, die sowohl hörenden als auch gehörlosen Menschen die Organisation von ÖGS-DolmetscherInnen wesentlich erleichtern.

Auf alle Fälle sollte der für gehörlose Menschen fehlende Zugang zum öffentlich-rechtlichen Fernsehen als mittelbares Diskriminierungsbeispiel angeführt werden. Der Zugang zu diesem, als wichtigstem und einzig geeignetem Informationsmedium für gehörlose Menschen muss explizit geregelt werden. Das ORF-Gesetz schreibt diesbezüglich nichts bindend vor. Derzeit zahlen gehörlose Menschen 100 % Gebühren und erhalten dafür 15% des Programms untertitelt und wenige Minuten pro Woche (!) Informationen in ÖGS. Eine europaweite Erhebung des Österreichischen Gehörlosenbundes belegt, dass nur in Albanien weniger Fernseh-Service für gehörlose Menschen geboten wird.

Mindestens eine Hauptabendnachrichtensendung des ORF muss täglich für gebärdende Menschen zugänglich sein, indem der gesamte Inhalt per Dolmetsch-Einblendung in ÖGS übertragen wird. Der ORF muss des weiteren gemäß europäischen Standards zu einer stetigen Erhöhung des Untertitel-Angebotes verpflichtet werden.

Es fehlen Anwendungsbereiche für Menschen mit mentaler Behinderung.

§ 9 Abs. 3 Z 7:

Auch hier wäre die Chancengleichheit einzufügen.

§ 9 Abs. 4:

Bei der Forderung nach Beseitigung einer mittelbaren Diskriminierung kann der wirtschaftliche Aspekt auf lange Sicht nicht wirklich zum Tragen kommen. Daher fordert die ÖAR, dass die Benachteiligung im Sinne von Abs. 2 nur dann keine Diskriminierung darstellt, wenn die unverzügliche Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen zu unverhältnismäßigen Belastungen führen würde. Mit einer angemessenen Übergangsfrist muss jede mittelbare Diskriminierung beseitigt werden.

Weiters wäre einzufügen:

„Die Beweislast trifft den, der sich auf die Unzumutbarkeit der Beseitigung der Benachteiligung beruft.“

Insbesondere die wirtschaftliche Zumutbarkeit könnte ein Außenstehender in den meisten Fällen nicht beweisen, weil der Einblick in die finanzielle Situation eines Unternehmens fehlt. Die Beweismaßerleichterung des § 17 ist hier nicht ausreichend.

Ad § 12:

In Abs. 1 fehlt eine Mindesthöhe des immateriellen Schadenersatzanspruches, der zu ergänzen wäre.

Die Höhe des Schadenersatzes muss jedenfalls so angesetzt werden, dass mit diesem Instrument auch tatsächlich die Einhaltung des Gesetzes bewirkt wird, das heißt, sie muss abschreckend, wirksam und verhältnismäßig sein und somit spürbare Folgen für den Diskriminierer haben. Bei der Bemessung der Schadenersatzhöhe sind auch die wirtschaftlichen Begebenheiten z.B. der getätigte Umsatz eines Betriebes als Grundlage heranzuziehen (z.B. ein bestimmter Promillsatz).

Der Sanktionsteil beschränkt sich nur auf Schadenersatz. In vielen Fällen werden jedoch Unterlassungsansprüche bzw. konkrete Verhaltensanordnungsansprüche für behinderte Menschen wichtiger sein. Bei Gefahr in Verzug müssten Einstweilige Verfügungen angeordnet werden können. Gerade die Möglichkeit von empfindlichen Strafen für diskriminierendes Verhalten, somit die Abschreckung, wird für die Durchsetzung und Einhaltung eines BGStG von wesentlicher Bedeutung sein.

Weiters stellt sich die Frage, ob eine Verwaltungsbehörde Schadenersatzansprüche zuerkennen kann, oder ob dies nicht den Gerichten vorbehalten ist.

Ad § 15:

Vor den Schlichtungsstellen sind schnelle Entscheidungen von großer Bedeutung. Daher sollten Fristen für die Schlichtungsstelle, innerhalb der sie eine Entscheidung treffen muss, im Gesetz genannt werden.
Es wird vorgeschlagen, dass Parteien das Gericht anrufen können, wenn die Schlichtungsstelle nicht binnen drei Monaten eine Entscheidung getroffen hat.

Ad § 17:

Die ÖAR ist erstaunt, warum eine so komplizierte Formulierung gewählt wurde, die auch eine ungünstigere Beweislast für den Diskriminierten darstellt und nicht, in Anlehnung an die Richtlinie 2000/78/EG, klar regelt, dass immer dann, wenn Personen, die sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für verletzt halten und bei einem Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu beweisen, dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat.

Ad § 18:

Die ÖAR begrüßt die Regelung, wonach ihr, neben der Wirtschaftskammer Österreich und der Bundesarbeitskammer, die Möglichkeit zur Vertretung behinderter Menschen mit dem Instrument der Verbandsklage eingeräumt wird. Sollten massive Widerstände seitens der begutachtenden Stellen dazu auftreten, wäre als Alternative vorstellbar, dass das Verbandsklagerecht darüber hinaus allen im Bundesbehindertenbeirat gemäß § 9 Abs. 1 Z 7 des Bundesbehindertengesetzes vertretenen Organisationen eingeräumt wird. Als weitere Möglichkeit käme eine Verordnungsermächtigung des Bundesministers für ausgewählte Organisationen in Betracht.

Ein wichtiges Anliegen in Verbindung mit dem Verbandsklagerecht, ist die Möglichkeit für den Klageverband, Diskriminierungen, unabhängig von einem Einzelfall, aufzugreifen und zu bekämpfen. Damit würde es in einigen Fällen zu einer Klagseindämmung kommen, aber auch viele Diskriminierungen durch Schaffung von Präzedenzfällen eher beseitigt werden können.

Weiters fehlt im Entwurf eine Regelung über die Vertretungsbefugnis vor den Gerichten. Neben der Vertretungsmöglichkeit durch Rechtsanwälte und gesetzliche Interessenvertretungen sollte jedenfalls eine Regelung in Entsprechung des § 40 Abs. 2 Z 3a ASGG aufgenommen werden, wonach sich Mitglieder der im Bundesbehindertenbeirat gemäß § 9 Abs. 1 Z 7 des Bundesbehindertengesetzes unmittelbar oder mittelbar vertretenen Verbände durch die jeweiligen Funktionäre oder Arbeitnehmer der Verbände, denen die Mitglieder angehören, vertreten lassen können. Diese Vertretungsmöglichkeit sollte auch vor den Gerichten zweiter Instanz eingeräumt werden. Den genannten Verbänden ist – wie den gesetzlichen Interessenvertretungen im arbeits- und sozialgerichtlichen Verfahren - ein Anspruch auf Geltendmachung eines pauschalierten Aufwandsersatzes einzuräumen.

Zu Artikel 2 – Schlichtungsstellengesetz

Ad § 1:

Statt „Gleichbehandlung“ müsste es „Gleichstellung und Gleichbehandlung“ heißen.

Ad § 3:

Es ist fraglich, ob aus Gründen der leichteren Erreichbarkeit für Antragsteller, Senate bzw. Anlaufstellen nicht verpflichtend in allen Landesstellen des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen eingerichtet werden sollten, damit alle Menschen, auch in den Bundesländern, den gleichen Zugang und die gleichen Möglichkeiten für eine Schlichtung haben. Diese lokalen Stellen sollten rechtlich als Außenstellen der Schlichtungsstelle des BMSG fungieren.

Ad § 4:

Die Vertreter behinderter Menschen sind gegenüber den Dienstgebervertretern unterrepräsentiert.

Weiters soll die Möglichkeit, im Bedarfsfall Experten für die jeweiligen Behinderungen beizuziehen, vorgesehen werden.

Ad § 4 Abs. 6:

Es ist im Gesetz festzuhalten, dass die Mitglieder der Senate mit betroffenen Personen besetzt werden müssen und daher BewerberInnen mit Behinderung bevorzugt zu behandeln sind.

Ad § 5:

Der Vorsitzende der Senate bzw. sein Stellvertreter soll laut Entwurf ein Bediensteter des Bundes sein. Diese ist schwer nachvollziehbar und daher zu überdenken.

Ad § 6:

In Abs. 2 muss es statt „Gleichbehandlungsrecht“ richtig „Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsrecht“ heißen.

Es ist fraglich, ob die Bestimmung, die Tätigkeit der Senatsmitglieder ehrenamtlich auszuüben, aufgrund des zu erwartenden Arbeitsanfalles, zumutbar ist.

Ad § 7:

Bei der Besetzung ist darauf zu achten, dass die Bevorzugung von qualifizierten BewerberInnen mit Behinderung vorzuziehen ist.

Ad § 8 bis 10:

Eine kurze Entscheidungsfrist der Schlichtungsstelle (siehe Anmerkungen zu § 15 BGStG) ist vorzusehen. Die Frist für eine Entscheidung sollte 3 Monate nicht überschreiten (siehe gleichartige Regelung im Mietrechtsgesetz).

Ad § 9:

Da nur vorgesehen ist, dass eine von behaupteter Diskriminierung betroffene Person einen Antrag bei der Schlichtungsstelle einbringen kann, wird daraus geschlossen, dass Verbände dies nicht können. Daher ist die Bestimmung dem entsprechend zu ergänzen.

Ad § 11:

Es muss richtig „Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsfragen“ heißen.

Auch in den Bundesländern muss ein Behindertenanwalt für die Beratung und Unterstützung von behinderten Menschen zur Verfügung stehen. Eine zentrale Stelle in Wien, die lediglich Sprechstunden bzw. -tage im Bundesgebiet abhalten kann wird dafür wohl nicht ausreichen.

§ Ad 13: 

In Abs. 4 ist das Erfordernis der „Eigenberechtigung“ zu hinterfragen; bei der gewählten Formulierung sind lernbehinderte Personen bzw. geistig behinderte Menschen ausgeschlossen. Die Anknüpfung an die Volljährigkeit würde keinen Ausschluss bringen. Außerdem muss es „Gleichstellung und Gleichbehandlung“ heißen.

Auch hier fehlt die Bevorzugungsklausel für qualifizierte behinderte BewerberInnen. Der Behindertenanwalt soll dem Personenkreis des erweiterten § 3 BGStG angehören.

Ad § 14:

Die Berichtspflicht müsste gegenüber der Bundesregierung und allenfalls auch gegenüber dem Nationalrat bestehen, da die Diskriminierungen alle Ressorts betreffen können. Weiters sollte der Bericht veröffentlicht werden.

Zu Artikel 3 – Behinderteneinstellungsgesetznovelle

Mit dieser Novelle wird die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf nur zum Teil umgesetzt, da der Bereich selbständiger Erwerbstätigkeit nicht berücksichtig wird.

Zu Artikel I

Hier ist auf die Anmerkungen zu Artikel I – Behindertengleichstellungsgesetz zu verweisen. Es müssen in Artikel II klarere materiellrechtliche Bestimmungen in das BEinstG aufgenommen werden. Weiters sind angemessene Vorkehrungen zur Beseitigung von Diskriminierungen zu treffen. Bestimmungen, die für behinderte Menschen Berufszugangsschranken bedeuten, müssen rigoros beseitigt werden.

Ad § 7 (2):

Bei der Definition der Behinderung ist im Zusammenhang mit Diskriminierung, wie bereits beim BGStG erwähnt, ein weiterer Behindertenbegriff anzunehmen. Auch Personen, die in der Vergangenheit, beziehungsweise in der Zukunft von einer Behinderung betroffen waren bzw. werden, können Diskriminierungen ausgesetzt werden und müssen durch dieses Gesetz geschützt werden. Personen, denen man fälschlicherweise eine Behinderung zuordnet oder Menschen, die eine Diskriminierung aufzeigen oder bekämpfen, sind von der Schutzwirkung des Gesetzes zu erfassen.

Ad § 7a:

Die sachliche Rechtfertigung bei mittelbarer Diskriminierung ist besonders im Arbeitsrecht sehr problematisch. Gerade die sogenannten „Berufsverbote“ für Menschen mit Behinderungen – siehe blinde Richteramtsanwärter/Lehrer, gehörlose Lehrerin ... – wurden auch bisher stets „sachlich“ zu rechtfertigen versucht.

Auch Merkmale, die im Zusammenhang mit einer Behinderung stehen, als gerechtfertigte Ausschließungsgründe für eine berufliche Tätigkeit anzunehmen, können zu massiver Diskriminierung führen. Die ÖAR schlägt vor, die Rechtfertigungsgründe sehr restriktiv im Gesetz anzuführen, um Willkür bei der Entscheidungsfindung hintan zu halten.

Im Abs. 5 ist der Begriff „Gleichbehandlung“ durch den Begriff „Gleichstellung“ zu ersetzen, da der Begriff der „Gleichstellung“ inhaltlich weiter geht als jener der „Gleichbehandlung“.

Es fehlen im Gesetz spezifische Maßnahmen zur Gleichstellung behinderter Arbeitnehmer wie beispielsweise das Recht gehörloser Personen auf Gebärdensprachdolmetscher.

Ad § 7d:

Es erscheint verfassungsrechtlich auch im Hinblick auf das bestehende Gleichbehandlungsgesetz bedenklich, eine Differenzierung zwischen Bundesbediensteten und anderen öffentlich Bediensteten bzw. Arbeitnehmern vorzunehmen.

Hinsichtlich der Sanktionen muss gelten, dass bei diskriminierender rechtswidriger Verweigerung der Begründung eines Arbeits-/Dienstverhältnisses neben dem Vermögensschaden (auch Verdienstentgang) auch ein immaterieller Schadenersatz für die erlittene Beleidigung/Kränkung/Herabwürdigung gebühren muss.

In § 7d Abs. 1 Z 2 muss eine „Betragsuntergrenze“ festgelegt werden.

In § 7d Abs. 2 fehlt eine betragsmäßige Festlegung des immateriellen Schadenersatzes; außerdem ist kein sachlicher Grund ersichtlich, weshalb in diesem Falle der Ersatz eines etwaigen Vermögensschadens – z. B. infolge Kreditaufnahme – nicht gebühren soll.

Der alternative Anspruch auf Gewährung der Sozialleistung/Einbeziehung in die betriebliche Aus- und Weiterbildungsmaßnahme „oder“ Ersatz des Vermögensschadens in § 7d Abs. 3 und 4 ist nicht nachvollziehbar, da im Falle einer derartigen Diskriminierung beide Ansprüche nebeneinander bestehen müssen. Auch hier fehlt eine betragsmäßige Umschreibung des immateriellen Schadenersatzanspruches.

Auch für Abs. 5 gilt, dass bei diskriminierender rechtswidriger Verweigerung des Aufstieges neben dem Vermögensschaden (auch Verdienstentgang) auch ein immaterieller Schadenersatz für die erlittene Beleidigung/Kränkung/Herabwürdigung gebühren muss. Im übrigen gilt das zu Abs. 1 gesagte sinngemäß.

Der Anspruch auf „Gewährung der gleichen Arbeitsbedingungen wie ein anderer Arbeitnehmer“ in Abs. 6 entspricht nicht den Anforderungen einer entsprechenden Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG. Art. 5 der Rahmenrichtlinie ist nicht vollständig umgesetzt, da positive Vorkehrungen mehr sind als die Verhinderung mittelbarer Diskriminierung – z. B. die Möglichkeit auf Umschulung, Fortbildung, die Veränderung der Arbeitszeit oder des Arbeitsplatzes. Außerdem muss auch hier der Ersatz des Vermögensschadens und des immateriellen Schadens kumulativ und nicht alternativ zur Verfügung stehen.

Auch in § 7d Abs. 7 muss neben dem Feststellungs-/Rechtsgestaltungsanspruch ein Ersatzanspruch für den Vermögens- wie den immateriellen Schaden zur Verfügung stehen. Die bloße Nachzahlung allfällig zustehenden Arbeitsentgelts reicht nicht aus. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Verweigerung des Schadenersatzes lässt sich ebenfalls nicht erkennen.

Auch in Abs. 8 und 9 muss es statt „oder“ richtigerweise „und“ heißen, da keine sachliche Begründung erkennbar ist, weshalb der Schadenersatzanspruch nur alternativ angeboten werden soll.

Die Bestimmung des Abs. 12 erscheint vor dem Hintergrund der Verfassungsbestimmung des Art. I BEinstG nicht nachvollziehbar; müssen die Diskriminierungsschutzstandards, die hier aufgestellt werden, doch wohl gleichermaßen für alle Menschen mit Behinderungen bzw. den von Diskriminierung betroffenen erweiterten Personenkreis gelten. Ließe man die Regelungskompetenz für Landes- und Gemeindebedienstete bei den Ländern, stellte sich die Frage, wofür die Verfassungsbestimmung eigentlich nötig ist.

In Abs. 13 wird klar für die Bemessung der Höhe des Schadenersatzes auf Erschwerungsgründe abgestellt, die auch Verschuldenselemente beinhalten. Inwieweit sich dies mit den Standards des Diskriminierungsschutzes, die durch das EU-Recht und die Judikatur des EuGH gebildet wurden, deckt, ist fraglich. Hat doch der EuGH zur Frauengleichbehandlung bereits mehrfach ausgesprochen, dass ein allfälliges Verschulden im Bereich des Diskriminierungsschutzes unerheblich ist.

Ad § 7e:

Zum aktivlegitimierten Personenkreis in Abs. 1 wird auf die Ausführungen zu § 7 Abs. 2 und 3 sowie auf § 3 BGStG verwiesen.

Ein sachlicher Grund für die ungewöhnlich kurze Verjährungsfrist zur Geltendmachung der Ansprüche nach § 7 Abs. 1 Z 1 und 5 (Nichtbegründung eines Arbeits-/Dienstverhältnisses oder Nichtbeförderung) ist nicht zu ersehen; es wären die allgemeinen zivilrechtlichen Verjährungsregelungen anzuwenden.

Auch die äußerst kurze Antragsfrist in Abs. 3 erscheint kaum nachvollziehbar und sollte im Sinne eines bürgernahen Diskriminierungsschutzes wenigstens auf drei bis sechs Monate erweitert werden.

Es sei noch angemerkt, dass die Rechte und Pflichten der Behindertenvertrauenspersonen, ähnlich der der Betriebsräte gesetzlich klar geregelt werden müssen. Daher wäre § 22 BEinstG zu ergänzen.

Abschließende Bemerkungen:

Für gleichlautende Bestimmungen im Behindertengleichstellungsgesetz gelten die Ausführungen zu diesem Gesetz sinngemäß.

Im Übrigen schließt sich die ÖAR den ausführlichen Anmerkungen des Forum Gleichstellung, in dem die ÖAR auch vertreten ist, an.

Wien, am 26. März 2004
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